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Satzung der Gemeinde Lichterfeld-Schacksdorf

Ober die Erhebung von ErschlieBungsbeitragen

(ErschlieBungsbeitragssatzung — EBS)

vom 6\100- 2006

Auf der Grundlage des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.

September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geondert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBI. I S.

1818) und des § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung fOr das Land Brandenburg vom 15. Oktober 1993 in der

Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBI. I S. 154), geondert durch Artikel 1 des Gesetzes

vom 22. Juni 2005 (GVBI. I S. 210), hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Lichterfeld-Schacksdorf in

ihrer Sitzung amoa2A.2.09‘folgende Satzung beschlossen:

§1

Erhebung des ErschlieBungsbeitrages

Die Gemeinde Lichterfeld-Schacksdorf erhebt ErschlieBungsbeitrage nach den Vorschriften des Bauge-

setzbuches (§ 127 ff) sowie nach MaBgabe dieser Satzung.

§2

Art und Umfang der Erschlie(3ungsanlagen

(1) Beitragsfahig ist der ErschlieBungsaufwand:

1. fOr die offentlichen, zum Anbau bestimmten StraBen, Wege und Plate

a) in Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten und Mischgebieten aa) bei

beidseitiger Bebaubarkeit bis zu 15 m Breite,

bb) bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 9 m Breite;

b) in Gewerbegebieten und Sondergebieten

aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu 18 m Breite,

bb) bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 13 m Breite;

c) in Industriegebieten

aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu 20 m Breite,

bb) bei einseifiger Bebaubarkeit bis zu 15 m Breite;

d) in Kleinsiedlungsgebieten und Ferienhausgebieten

aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu 10 m Breite,

bb) bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 7 m Breite;

e) in Dauerkleingarten- und Wochenendhausgebieten bis zu 6 m Breite;

2. fOr die offentlichen, aus rechtlichen oder tatsachlichen Grunden mit Kraftfahrzeugen nicht be-

fahrbaren Verkehrsanlagen der Baugebiete (z. B. FuBwege, Wohnwege) bis zu einer Breite von 5 m;
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3. fOr die nicht zum Anbau bestimmten, zur ErschlieBung der Baugebiete notwendigen SammelstraBen

innerhalb der Baugebiete bis zu einer Breite von 21 m;

4. fOr Parkfloichen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1 und 3 sind, bis zu einer weiteren Breite von

7 m,

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 und 3 genannten Verkehrsanlagen, aber nach

stadtebaulichen Grundsatzen innerhalb der Baugebiete zu deren ErschlieBung notwendig sind,

bis zu 15 v. H. oiler im Abrechnungsgebiet (§ 5) liegenden GrundstOcksfldchen;

5. fOr GrOnanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplotzen, die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne

von Nr. 1 bis 3 sind, bis zu einer weiteren Breite von 5 m;

6. fOr Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schadliche Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundesimmissionsschutzgesetzes, auch wenn sie nicht Bestandteil der ErschlieBungsanlagen sind.

(2) Endet eine ErschlieBungsanlage mit einem Wendehammer, so vergrOBern sich die in Abs. 1 Nummern 1

bis 3 und 5 angegebenen MaBe auf dos Anderthalbfache, mindestens aber urn 8 m. Das Gleiche gilt fOr

den Bereich der EinmOndung in andere StraBen bzw. Kreuzungen mit anderen ErschlieBungsanlagen.

§3

Beitragsfahiger ErschlieBungsaufwand

(1) Der beitragsfahige ErschlieBungsaufwand wird nach den tatsachlichen Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfahige ErschlieBungsaufwand wird NI- die einzelne ErschlieBungsanlage ermittelt. Die

Gemeinde kann abweichend von Satz 1 den beitragsfahigen ErschlieBungsaufwand für bestimmte

Abschnitte einer ErschlieBungsanlage ermitteln, wobei die Abschnitte nach ortlich erkennbaren

Merkmalen oder nach rechtlichen Gesichtspunkten (z.B. Grenzen von Bebauungsplangebieten,

Umlegungsgebieten, festgelegten Sanierungsgebieten) gebildet werden. FOr mehrere Anlagen, die fOr

die ErschlieBung der GrundstOcke eine Einheit bilden (ErschlieBungseinheit), kann der

ErschlieBungsaufwand insgesamt ermitteln werden.

§4

Anteil der Gemeinde am beitragsfahigen ErschlieBungsaufwand

Die Gemeinde trdgt 10 v. H. des beitragsfohigen ErschlieBungsaufwandes.

§5

Abrechnungsgebiet

Die von einer ErschlieBungsanlage erschlossenen GrundstOcke bilden das Abrechnungsgebiet. Wird emn

Abschnitt einer ErschlieBungsanlage oder eine ErschlieBungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem
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Abschnitt der ErschlieBungsanlage bzw. der ErschlieBungseinheit erschlossenen GrundstOcke das

Abrechnungsgebiet.

§6

Verteilung des beitragsfahigen ErschlieBungsaufwandes

(1) Der nach § 3 in Verbindung mit § 2 ermittelte ErschlieBungsaufwand wird nach Abzug des Anteils der

Gemeinde (§ 4) auf die erschlossenen GrundstOcke des Abrechnungsgebietes (§ 5) nach dem

Verhaltnis der GrundstOcksflachen verteilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der GrundstOcke

nach MaB (Absatz 3) und Art (Absatz 6) berOcksichtigt.

(2) Als GrundstOcksflache gilt:

a) bei GrundstOcken im Bereich eines Bebauungsplanes die Floche, die der Ermittlung der zulassigen

Nutzung zugrunde zu legen ist,

b) wenn em n Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzungen nicht enthat, die

tatsachliche GrundstOcksflache bis zu einer Tiefe von 50 Metern von der ErschlieBungsanlage oder

von der der ErschlieBungsanlage zugewandten Grenze des GrundstOckes. Reicht die bauliche oder

gewerbliche Nutzung Ober diese Begrenzung hinaus, so ist die GrundstOckstiefe maBgebend, die

durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. GrundstOcksteile, die lediglich die wegemaBige

Verbindung zur ErschlieBungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der GrundstOckstiefe

unberOcksichtigt.

(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die GrundstOcksflache mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht.

1. Der Nutzungsfaktor betragt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhOht sich je weiteres Vollgeschoss um

0,25.

2. Bei GrundstOcken, auf denen keine Bebauung zulassig ist, die aber in einer baulichen und

gewerblichen vergleichbaren Weise genutzt werden k6nnen (z. B. Dauerkleingarten, Freibader,

FriedhOfe, Sportanlagen), betragt der Nutzungsfaktor 0,5.

(4) FOr GrundstOcke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl der

Vollgeschosse wie folgt:

a) 1st die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die hochstzulassige Zahl der

Vollgeschosse.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt durch

2,8, wobei Bruchzahlen auf voile Zahlen auf- oder abgerundet werden.

c) 1st nur die zulassige GeboudehOhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die hochstzulassige

Hohe geteilt durch 3,0, wobei Bruchzahlen auf voile Zahlen auf- oder abgerundet werden.

d) 1st tatsachlich eine groBere als die festgesetzte Vollgeschosszahl vorhanden oder zugelassen, so ist

diese zugrunde zu legen. Die gilt entsprechend, wenn die zulassige Baumassenzahl oder die
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hochstzulassige Geboudehohe Oberschritten wird.

(5) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, fur die em n Bebauungsplan weder die Geschosszahl noch

Geboudehohe oder Baumassenzahl festsetzt, ist

a) bei bebauten GrundstOcken die Zahl der tatsachlich vorhandenen mindestens der rechtlich

zulassigen,

b) bei unbebauten, aber bebaubaren GrundstOcken die Zahl der auf den GrundstOcken im Ab-

rechnungsgebiet Oberwiegend vorhandenen Vollgeschosse ma Bgebend.

c) 1st eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden je

angefangene 3,5 m Hohe des Bauwerks als em n Vollgeschoss gerechnet.

d) GrundstOcke, auf denen nur Garagen oder Stellplatze gebaut werden dOrfen, gelten als einge-

schossig bebaubare GrundstOcke.

(6) Werden in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) auBer Oberwiegend gewerblich genutzten GrundstOcken

oder Grundstucken, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans in einem Gewerbe- oder

Industriegebiet liegen, auch andere GrundstOcke erschlossen, so sind fOr die GrundstOcke in Gewerbe-

und Industriegebieten sowie fOr GrundstOcke, die Oberwiegend gewerblich oder in gleichartiger Weise

(z. B. mit Buro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schulgebbuden) genutzt werden, die in

Absatz 3 genannten Nutzungsfaktoren urn 0,5 zu erhohen.

(7) FOr Grundstucke, die von mehr als einer ErschlieBungsanlage im Sinne des § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB

erschlossen werden ist die GrundstOcksfloche bei Abrechnung jeder ErschlieBungsanlage nur mit zwei

Dritteln anzusetzen. Dies gilt nur fOr eine GrundstOcksfloche von maximal 900 m2. Die Zwei-Drittel-

Regelung gilt nicht, soweit die ErmeiBigung dazu fOhren \A/Circle, dass sich der Beitrag eines anderen

Pflichtigen im Abrechnungsgebiet urn mehr als 50 v. H. erhoht.

(8) Mehrfach erschlossene GrundstOcke sind bei gemeinsamer Aufwandsermittlung in einer Erschlie-

Bungsanlage bei der Verteilung des ErschlieBungsaufwands nur einmal zu berucksichtigen.

§7

Kostenspaltung

Der ErschlieBungsbeitrag kann fOr

1. den Grunderwerb

2. die Freilegung

3. die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen

4. die Radwege

5. die Gehwege, zusammen oder einzeln

6. die Parkflochen

7. die Grunanlagen
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8. die Beleuchtungseinrichtungen

9. die Entwasserungseinrichtungen

10.die Immissionsschutzanlagen

1 1.die kombinierten Geh- und Radwege

12.die Mischflachen

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

Mischflachen i. 5. v. Ziffer 12 sind solche Flachen, bei denen innerhalb der StraBenbegrenzungslinien

Funktionen der in Ziffern 3-7 genannten Teileinrichtungen miteinander kombiniert sind und bei der

Gliederung der ErschlieBungsanlage ganz oder teilweise auf eine Funktionstrennung verzichtet wird.

§8

Merkmale der endgultigen Herstellung der Erschlie(3ungsanlagen

(1) StraBen, Wege und Platze, mit Krafffahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen, SammelstraBen und

selbstandige Parkflifichen sind endgOltig hergestellt, wenn

a) ihre Flochen im Eigentum der Stadt stehen und

b) sie Ober betriebsfertige Entwasserungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfOgen.

c) Die flochenmaiBigen Bestandteile ergeben sich aus dem Bauprogramm.

(2) Die flochenmoBigen Bestandteile der ErschlieBungsanlage sind endgOltig hergestellt, wenn

a) Fahrbahn, Gehwege, kombinierte Geh- und Radwege und Radwege mit tragfahigem Unterbau und

Decke aus Asphalt, Beton, Pflaster, Flatten oder einem Ohnlichen Material neuzeitlicher Bauweise

bestehen;

b) unselbstdndige und selbstondige Parkflachen mit tragfahigem Unterbau und Decke aus Asphalt,

Beton, Pflaster, Flatten, Rasengittersteinen oder einem ahnlichen Material neuzeitlicher Bauweise

bestehen;

c) unselbstandige GrOnanlagen gartnerisch gestaltet sind;

d) Mischflachen in den befestigten Teilen entsprechend Buchstabe a) hergestellt und die unbefestigten

Teile gemaB Buchstabe c) gestaltet sind.

§9

Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang, VerteilungsmaBstab und Herstellungsmerkmale von Anlagen zum Schutz von Baugebieten

gegen schodliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes werden durch

erganzende Satzung im Einzelfall geregelt.
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§ 10

Vorausleistungen

Die Gemeinde kann fur Grundstucke, fOr eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang

entstanden 1st, im FaIle des § 133 Abs. 3 BauGB Vorausleistungen bis zur Hohe des voraussichtlichen

ErschlieBungsbeitrages erheben.

§ 11

Ablosung des ErschlieBungsbeitrages

Der Betrag einer Ablosung nach § 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB bestimmt sich nach der voraussichtlichen Hohe

des nach MaBgabe dieser Satzung zu ermittelnden ErschlieBungsbeitrages. Ein Rechtsanspruch auf

Ablosung besteht nicht.

§ 12

AuBer-Kraft-Treten

Mit dem In-Kraft-Treten dieser Satzung treten folgende Satzungen auBer Kraft:

1. Satzung der Gemeinde Lichterfeld-Schacksdorf vom 10.06.1998

2. Satzung der Gemeinde Lieskau vom 08.06.1998

§ 13

In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Massen-Niederlausitz, den

Gottfried Richter

Amtsdirektor

02o- 06(e 2,o0,
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Bekanntmachungsverfugung

Hiermit wird die vorstehende Satzung der Gemeinde Lichterfeld-Schacksdorf Ober die Erhebung von

ErschlieBungsbeitragen (ErschlieBungsbeitragssatzung — EBS) vom 20.04.2006 offentlich bekannt gemacht.

Massen-Niederlausitz, den 4'O, 05. 2c7‘

Gottftlied Richter

Amtsdirektor


